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Im Bundeshaus soll nicht mehr recherchiert, sondern nur mehr verlautbart werden:

Rechtsbürgerliche
verlangen Zensur

Von Iwan Raschle

SVP-Ansager Maximilian Reimann hat genug
von seinen ehemaligen Berufskollegen. Nachdem

ihn seine ehemalige Brötchengeberin

partout nicht mehr anstellen will und ihm ein

Bildschirm-Comeback verwehrt ist, stellt sich

der stramme Aargauer Populist ganz gegen
die Medien und verlangt, dass recherchierende

Journalistinnen und Journalisten im
Bundeshaus nicht mehr zugelassen werden dürfen.

Wer vertrauliche oder geheime Informationen

wissentlich verbreitet, hat nach

Ansicht von Reimann und Autopartei-National-
rat Rene Moser in Bern nichts mehr verloren.
Den beiden Vorstössen zur Beschneidung der
Pressefreiheit haben sich immerhin 60

Parlamentarierinnen und Parlamentarier
angeschlossen.

Die schweizerische Politik — da haben

Reimann, Moser und Anhängerschaft recht —

muss endlich zur Ruhe kommen, und die
Medien sollen endlich entrümpelt werden von all

dem Quark, der immer wieder ans Licht der
Öffentlichkeit gezerrt wird. Aus diesem

Grund schliesst sich der Nebelspalter dem

Zensurgedanken an. Einem leicht abgeänderten

allerdings: Künftig sollen im Bundeshaus

gar keine Journalistinnen und Journalisten
mehr akkreditiert werden, weil einzig das

Unwesentliche nicht vertraulich und geheim ist.

Im Gegenzug soll jenen Politikerinnen und

Politikern, die den Mantel der Verschwiegenheit

über ihrer Arbeit ausbreiten wollen, nur
noch dann redaktioneller Platz eingeräumt
werden, wenn ihre Äusserungen tatsächlich

von öffentlichem Interesse sind.

Wie eine solche Inlandberichterstattung
aussehen würde, zeigt der an dieser Stelle

geplante Rückblick auf die parlamentarischen
Vorstösse von Reimann, Moser und anderen

rechtsbürgerlichen Politikerinnen und Politikern.

Anstelle einer detaillierten Auflistung
der in den letzten beiden Jahren eingereichten

Vorstösse drucken wir eine zensierte

Fassung ab: Aufgelistet werden nachfolgend nur
mehr wirklich substantielle Voten und

Vorstösse der erwähnten Politiker, der Rest wird
abgedeckt und darf so vertraulich bleiben.
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